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ZEICHENERKLÄRUNG 

Weitergehende Gliederungen und Beschr3nkungen der Festsetzungen und Vo<scllriften. die 
durch die Planzeichen dargestellt werden. sind im Textteil aufgefOhrt oder im Lageplan einge· 
tragen. 

Art cler baulichen Nutzung ( § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 1 • 11 BauNVO ) 

WA Allgemeine Wohngebiete ( § 4 BauNVO ) 

Mischgeb iete ( ~ 6 BauNVO ) 

· .. GE :I Gewerbegebiete ( § 8 BauNVO ) 

Mall der baulichen Nutzung ( § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB. §§ 16 • 21a BauNVO) 

Beispiele fOr den Eintrag in die Nutzungsschablone bzw. in die Oberbaubaren 
Grunds«lcksftachen. 

0,4, 0,6 u. 0,8 Grundflachenzahl ( GRZ) ( § 19 BauNVO) 

Geschoßflachenzahl ( GFZ ) ( § 20 BauNVO ) 

HbA Höhe baulicher Anlagen ( HbA ) ( §§ I 6 u. I 8 BauNVO ) 

TH • Trau!hOhe als Höchstmaß 

FH • FirsthOhe als Höchstmaß 

OK • Dachoberkante als Höchstmaß 

SH • Sohlenhohe der Gebaude und baulichen Anlagen 

llllt!UlU ( § 9 Abs. 1 Nr 2 BauGB. § 22 BauNVO ) 

0 offene Bauweise ( § 22 Abs. 1 u 2 BauNVO ) 

a abweichende Bauwe~se ( § 22 Abs 4 BauNVO ) 

Überbaubare GrundstOcksttachen. Baygrenzen. Baulinien 
( § 9 Abs 1 Nr 2 BauGB. § 23 BauNVO ) 

n-=====+--nicht Oberbaubare Grundstocksflachen 

--1--- Oberbaubare GrundstOcksnachen 

Baugrenze ( § 23 Abs 1 u. 3 BauNVO ) 

Überdachung 

Überl<ragungen 

Stt!lung baulicher Anlagen ( § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB ) 

.. Ftrstrichtung des Hauptbaukorpers 

J 
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Vtrktb!lftlcbtn aowit Vtd!tbtaOichtn btloncltrar Zwtekbn!Jmmung 
( § 9 Abs 1 Nr. 11 BauGB ) 

Straßenft6che 

Gehwegllache odef Rad· und Fußweg 

Grünanlagen als BeslaDdteil von V erltehrsanlagen 
( § 127 Abs 2 BauGB ) 

Beretell ohne Eon· und Ausfahrt zur Verltehrsftache 

Mil Geh-. Fahr· und Leltuogarechttn zu btlllttndt Filehin 
( § 9Abs 1 Nr 21 BauGB ) 

Gebrecht zugunsten der AUgemeinbeil 

Fahrrechl ( Radlahrverltehr ) zugunste<\ der Allgeme.nhe.t 

Leotungsrechl zugunslen der A llgemeinben 

Geh -. Fahr - und Leilungsrecht zuguosten der Angreozer 

Fllchtn für S!tllp!ltzt und Garagon ( § 9 AbS 1 Nr <1 BauGB ) sOWie 
Filebon für Gomoinacbatty nltotn ( § 9 AbS 1 Nr. 22 BauGB ) 

Stellpi.1tze 

Gemelpsc;hat\sstellplatze und -garagen 

Pflanzgobolt u nd Pflanzbindungen ( § 9 Abs 1 Nr 25 BauGB ) 

0 
e 
pfg 2 

+-pfg 3 

0 

Pftanzgebot fllr großkronige E•nzelbaume 

Pflanzgebot tur kleonkronoge Eonzel t>aume 

Pfk,nzgebol lur flachenhafte Anpflanzungen 

Pßanzgebot !ur Dachbegranung ( siehe Einltag on der uberbau· 
baren Grundstucksflache ) 

Pflanzgebot fur FassadenbegrOnung 

Pflanzbondung lur E•nzelbaume 



Rlumllcbtr Gcltungsbercjcb ( § 9 Abs 7 BauGB ) 

Abgrtnzunoen 

• • • • 
e e a & g 

Grenze des raumilChen GeltungsbereiChes des 
Bebauungsplanes 

At>grenzungen unter$cbiedlicher Festsetzungen der 
Art der bauiiCMn Nutzung sowie der Grundnachenzahl 

Abgrenzungen untersdloedhcher Festsetzungen der 
Hohe baulicher Anlagen 

~at!ot \(o rschrlfttn ( Ortliehe Bauvorschrillen ) 

OF Dachform 

so Satteldach 

ON Ollcbne.gung 

FO FlacbdXh 

Fl!l!acbtma dtr Nutzungsac bablont 

Saugebrei HbA 

GRZ GFZ 

Bauweise OF. ON 

Kennuicboungen ( § 9 Alls 5 BauGB ) 

BercJChe, ber deren Bebauung besot\dere Verkehrungengegen außere ErnWitl<ungen erlorder· 
IJCh sind ( Larmimmrss10nen ) 

X X X X X 

Al!ptmtlnt Plaozoichon; 

( 431,67) 

431,67 

Larmpegelbereicb III , IV ut\d V nach OIN 4109 

gemessene Hohen u NN 

festgelegte Hohe o NN 

kle~ner gterch ( HOchsirnaß ) 

großer gteJCh 

' 
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TEXTTEIL 
zum Bebauungsplan " Neue Ramtel - I Glemseckst r. " 

Im Gehungsbereich des Bebauungsplanes w erden in Ergänzung der Ein tragungen im 
Lageplan folgende Festsetzungen und Vorschriften getroffen: 

I. Planungsrechtliche Festsetzungen ( BauGB, BauNVO ) 

1. Art der baulieben Ny!zung ( § 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB, §§ 1 - 15 BauNVO ) 

1 1 Allatmelot WohW!tbltlt ( WA } ( § 4 Bi!UNVO ) 

ln den festgesetzten allgemeinen Wohngebieten sind die Nutzungen nach 
§ 4 Abs. 2 Nr. 1 • 3 BauNVO zugelassen. 
Oie als Ausnahmen autgerohrten Nutzungen nach § 4 ADs. 3 Nr. 1 - 5 BauNVO sind 
nichl Bestandteil des Bebauungsplanes und somil nicht zulasslg ( § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO ). 

1 2 Mjschgablata ( MI ) ( § 6 BauNVO ) 

ln den festgesetzten Mischgebieten sind die NulZungen nach§ 6 Abs 2 Nr 1 • 5 BauNVO 
zugelassen. 
Oie nach § 6 Abs. 2 Nr. 6 . 8 BauNVO altgemein zugelassenen NulZungen sind nicht Be­
srandteil des Bebauungsplanes und somit nlchl zulassig ( § 1 Abs. 5 BauNVO ). 
Oie nach § 6 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise vorgesehenen Nutzungen sind nicht Bestand· 
teil des Bebauungsplanes und somit nicht zutassig ( § 1 Abs. 6 BauNVO ). 

1 3 Gtwtrbtgtblllt ( GE ) ( § 8 BauNVO ) 

ln den festgeselZten Gewerbegebieten sind Gewerbebetriebe im Sinne § 8 Abs 2 Nr. 1 • 4 
BauNVO zugelassen. 
Oie nach§ 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO ausnahmsweise zulassige Nutzung ist allgemein zutassig 

"' ( § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauNVO ) 
Oie nach § 8 A.bs. 3 Nr 2 u 3 BauNVO ausnahmsweiSe vorgesehenen Nutzungen sind nicht 
Bestandteil des Bebauungsplanes und somit n icht zulassig ( § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO ). 

2. Maß der baulichen N uJ;zuoa ( § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB. §§ 16- 21a BauNVO) 

2.1 GruodDllehonuhl Gryndfläcbe ( § 19 BauNVO ) 
( siebe Eintrag in der Nutzungsschablone ) 

2.2 Gucho&fllebcozabl Gncbo!lflllcbe ( § 20 BauNVO ) 
( siehe Eintrag in der Nutzungsschablone ) 

Bei der Ermittlung der Ge~hoßfläche s1nd die Flächen von Aufentbaltsraumen 1n 
anderen Geschossen ( Untergeschosse und oberste Geschosse ) einschließlich der zu 
ihnen geborenden Treppenraume und einschließlich ihrer Umfassungswande nicht m"· 
zurechnen ( § 20 Abs. 3 BauNVO ). 

Hinweis· Bei der Berechnung der Gesehoßfl<lchen und der Ge~hoßflachenzahl sind bei 
Gebauden. die Geschosse von mehr als 3.5 m haben. GeschoßhOhen nicht zu 
berOcksichligen. da im Bebauungsplan die Hohen baulicher Anlagen festgesetzt 
sind ( § 21 Abs. 4 BauNVO ). 

2 3 Maßgebende Grundslücksfllcht ( § 19 Abs. 3 BauNVO ) 

Zur maßgebenden GrundstOcksflache sind die Flachenanteile an außerhalb des Bau· 
grundstOckes lestgeselZten Gemeinschallsanlagen ( GGa I G SI ) nach § 9 Abs 1 Nr 22 
BauGB hinzuzurechnen ( § 21a Abs. 2 Bau NVO ) 

2.5 Höht baullchtr Anlagen ( HbA ) ( §§ 16 und 18 BauNVO ) 
( siehe Eintrag 1n den Oberbaubaren GrundstOcksnachen ) 

a. Höht d1r Sohl t der G t ljjudt und b aullcbollAnlllltJI ( SH ) 

ln den Baugebietsteilen GE 
Oie HOhenangabe'n der Sohle sind im Normalsystem ( Neues System ) lestgesetzt 

• Diese HOhen des Bemessungswassel$piegels des Grundwassers dOrfen bauliche 

Anlagen aus hydrogeologischen Granden nicht unterschrenen. 
Ausnahmen kOn~n zugelassen werden. wenn tiefer einschneidende Gebaude oder 
Bauteile als wasserdichte, auM ebss1chere Wanne ausgebildet werden und hierftlr 1m 
Wasserrechtsverfahren die Zustimmung erteilt wird. 

b. TraylbAhto ( TH ) 

Oie Traufhöhen sind als HOchstmane Ober der angegebenen BezugshOhe bis zum 
Schnitt der Außenwand des Hauptbaukorpers mil ~ Dachhaut f&stg&legl 

TH • TraufhOhen im Normalnullsyslem ( Neues System ) 
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c Flmth!!btn ( FH ) 

D•e FirsthOhen sind als Hochstmaße uber der angegebenen llezugsMhe tutge­
legt und gelten tordie oberste Begrenzung der Dachftachen. ( z. B. First ) öer 
Saneldacher und geneigten Dacn~chen 

FH = FirsthOhen Im Normalnullsystem ( Neues System ) 

d . OecbobedtiDitn ( OK ) 

Oie Hohen der Dachoberl<anten sind als Hochstmaße Ober der angegebenen 
BezugshOhe lestgelegt 

OK "' Hohen der Dachoberkanten im Normalnullsystem ( Neues System). 
Eine Attika bis zu 1.0 m Ober der lestgesetzten Hohe OK Ist zugetanen. 

Auanahmtn ( 16 Abs. 6 BauNVO ) 
Notwendige technische Aufbauten oberhalb der Hochstmaße der Dachoberkanten sind bis 
zu etner Hohe von 3,0 m Ober der festgesetzten HOhe OK als Ausnahme zugelassen 

3 Bauwelae ( § 9 Ab~. 1 Nr. 2 BeuGB, § 22 BauNVO ) 

0 = offene Bauwetse ( § 22 Abs 1 u. 2 BauNVO ) 

8 = abweichende Bauweise ( § 22 Abs. 4 BauNVO ) 
Es sind Gebaude und Gebaudegruppen ohne Langenbescnrankung zuge­
lassen. 
BezOglieh der seitlichen Grenzabstande ( Abstandsnachen ) gilt die offene 
Bauweise. 

4 Überbaubare Grundstllcksflächen ( § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB. § 23 BauNVO) 
( entsprechend FesUegung om Lageplan ) 

• 1 Baupr1nzan ( § 23 Abs. 3 BauNVO ) 

Gebaudeteile unterhalb der lestgelegten G~landeoberflache dOrfen die Baugrenzen Ober­
schreiten 

• 2 Übta!achynq • Überdeckte TjefglasJtnZ.uU.b!l 

Oo Oie festgesetzte Überdachung ist als Oberdachte Tiefgaragenzufahrt festgesetzt 

4 3 Übfrkragungen ( OK ) 

5 

6. 

7. 

ÜK Auf den Im Lageplan besonders ausgew•esenen Flachen sind Uberkragungen 
des festgesetzten Geh - und Leotungsrechtes zugelassen. 
Oie lichte Hohe ( Ii Ho ) der Flacne des Gehrechtes muß mindestens 3,5 m 
betragen. 

~tii.ILrull baulicher Anlagen ( § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB ) 
( entsprechend Festlegung im Lageplan ) 

Ooe im Lageplan zeochnerisch festgelegte Stellung baulicher Anlagen ( Firstrichtung ) 
ist fur den Hauptbaukorper maßgebend 

Elicbtn für Stollp!itze und Garagen ( § 9 Abs. 1 Nr 4 BauGB. § 12 BauNVO ) 

Im Bauget>oetsteil WA sind oberirdische Garagen sowie offene und iJberdeckte Stellplatze nur 
tnr>erhillb der Oberbaubaren Gruods!(ocksflachen und auf den daf()r besonders festgelegten 
Etaehen 1\lr Stellplatze und Garagen ( Ga / St bzw. GGa I GSt ) zulassog 
Garagen unterhalb der Ge landeoberflache sind generell zugelassen 

Vlfktbrtfllcbtn. aowit Ytrkthraßlcbtn besonderer ZW.Ckbtatjmmung 
( § 9 Abs. 1 Nr 11 BauGB ) 
( sif!O.. F""H&guno im I ~OP.r>IM) 

Von der 1m Lageplan dargestellten Auf- bzw. Unterteilung der offentliehen Verkehrsflachen mot 
den dazugehOngen Maßen sowie von den ausgewoesenen Bauman in den Verkehrs~achen 
kann belm Straßenausbau abgewichen werden, wenn dies mit den GrundzOgen der Planung 
vereinbar ist. 

8. Mit Gtb- .Fahr- . und LejlungS[tchten zy belastende Fllichtn ( § 9 Abs. 1 Nr. 21 
BauGB ) 

gr = Die ausgewiesenen Etaehen doenen als Gehreeilt zugunsten der Allgemeinheit 
und Sind m1t einer Grunddoenstbarkeit IOr die Stadt Leonberg zur Nutzung durch 
die Altgemelnlleit zu belasten. 
Von der im Lageplan dargestellten Lage der Flachen darf in geringem Umfang 
abgewichen werden. wenn dies wegen anderer Nutzungen erfordertich ist und 
die Ausübung des Rechtes gleichwertig ermoglichl wird. 
Soweit im Lageplan Oberkragungen ( OK ) testgesetzt sind, darf die FUiche unter 
Eonhaltung der lichten Höhe Oberbaut und unterbaut werden. 



fr = Die ausgeWiesenen Flachen dienen als Fahrrechttor den Radverkehr zugunsten 
der Allgemeinheit und sind mit einer Grunddienstbarkeit IOr die Stadt Leonberg zur 
Nutzung durch die Allgemeinheit zu belasten. 
Von der im Lageplan dargestellten Lage der Flachen darf in geringem Umfsng 
abgewichen werden. wenn dies wegen anderer Nutzungen erforde~ich ist und 
die AusObung des Rechtes gleichwertig ermöglicht wird. 

Ir = Die ausgewtesenen Flachen des Leitungsrechtes dienen der Stadt Leonberg zur 
Einlegung und Haltung von Versorgungsleitungen und - anlagen der Beleuchtung 
und sind entsprechend zu belasten. 
Das Recht darf auf Dritte Obertragen werden. 

9'A• frA• lrA; Die ausgewiesene Flache dient als Geh- . Fahr- und leitungsrecht zugunsten 
der Angrenzer des Baugebietsteiles WA und Ist entsprechend zu belasten. 
Das Recht crsleckt sich auch auf die Ver . und Entsorgung sowie Einsatzlahr­
zeuge. 
ln den Oberbaubaren GrundstOcksflachen ist die Ausobung des Rechtes durch 
Einhaltung der erforderlichen LIChten DurchfahrtshOhe zu gewahrteisten. 
von der im Lageplan dargestelften Lage der Flachen darf in geringem Umfang 
abgewichen werden. wenn dies wegen anderer Nutzungen erfordertich ist und 
die Ausübung des Rechtes gleichwertig ermöglicht wird. 

9 flächen für Gemejnschiftsanlagan ( § 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB ) 

GSt I GGa = Die Flachen fOr Gemeinschaftsstellplatze und - garagen sind den GrundstOcken 
des Baugebietes WA zugeordnet. 

10 flic:ben für besondere Anlagen und Vorkehrungenzym Scbytz vor acbldllcben 
Umwe!~ ( § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB ) 

Im Bebauungsplangebiet sind fOr die nördlich der Glelwltzer Str. gelegenen Baugebletstede WA 
und MI die sChalltechnischen Orientterungswerte fOr die stadtebaullche Planung ( Beiblatt 1 zu 
OIN 18005 Teil1- Schallschutz im Stadtebau ) durch außere Einwirkungen von Verkehrstarm 
Oberschritten und aktive sowie passive Maßnahmen zum Schutz vor schadliehen Umwelteinwir­
kungen festgesetzt 
Die einzelnen aktiven und passiVen Schallschutzmaßnahmen sind ln der schalltechnischen 
Untersuchung des lngenieurboro IOr Schallimmisslonuchutz ( ISIS ) vom 1 S. 08. 1997 ange­
geben. Auf diese Untersuchung wird verwiesen. 

10 1 akt!yt $ebai!Jcbytzmaßnahmcn 

EnUang der Neuen Ramtelstr. ( l 1141 ) ist zum Schutz vor schadliehen Umwelteinwirkungen 
( Verkehrstarm ) die im Lageplan eingetragene Ulrmschutzwand ( z B Garagenzeile mil ergan­
zender Wandscheibe ) mit einer Gesamthohe von ca 3.9 m Ober dem jeweiligen Straßenniveau 
dteser Straße als Immissionsschutzanlage festgesetzt. 

10.2 ptlllyt Scballlcbutzma&nabmtn 

Im Bebauungsplan sind die Abschnitte der Gebaude zeichnerisch dargesie1ft und gekennzeieh· 
net. IOr dte die Anforderungen an den passiven Schallschutz nach DtN 4109 - Schallschutz Im 
Hochbau • durch bauliche Vorkehrungen zum Schutz gegen Außenfarm zu erbnngen stnd 
Der Nachweis der Luftschalldammung Ist unabhanglg von der Gebietsausweisung 

bei Wohnnutzung ab Larmpegelbereich ttt und 
bei BOrenutzung ab Larmpegelbereich IV zu !Ohren. 

Die Außenbauteile sind deshalb entsprechend den Anforderungen dieser DIN auszubilden 
Hinweis. Zur Vermeldung passiver Schallschutzmaßnahmen wird empfohlen. die Aufent­

haltsraume und dte schutzbedOrfttgen Nutzungen zu den tarmabgewandten Ge­
baudeseiten zu orientieren. 

i i fliehen für Pfl1nzgebote und Pflanzbjndyngen ( § 9 Abs.1 Nr. 25 BauGB ) 

Hinweis. Im Granordnungsplan der Landschaftsarchttekten und Planer Gelger I Basslet 
wird für die feslgesetzten Pnanzgebote eine Au•wahl geeigneter BAume und 
Streueher angegeben bzw. zur Anpflanzung empfohlen. 
Aul diesen Granordnungsplan wird verw11sen. 

11 1 PJII.mat!Nil ( § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB ) 

a Pl!aozgebole tor Einzelbaume 

0 
8 

Es sind großkronige. standangerechte Laubbaume anzupflanzen 
und zu unterhalten. 

Es sind kleinkronige, standortgerechte Laubbaume anzupflanzen 
und zu unterhalten. 



Der Standort der Pflanzung der groß - und klelnkronigen Baume darf 
gegenOber der Darstellung Im Lageplan um bis zu 3m abweichen. 

b enaozgebore tor Dacbeobafte Anpflanzuooen 
Lirmschutzwand 

pfg 1 = 

pfg 2 = 

pfg 3 = 

pfg 4 = 

pfg 5 = 

Pftanzstreifen: 
Oie Fitehe Ist mit standortgerechten 
GehOizen zu bepftanzen und so zu 
erhalten. Sie ist als Flache IOr Auf. 
schOttunoen l § 9(1) 17 BauGB) test­
gesetzt und entsprechend nebenste­
hender Sktzze zu gestalten ( § 74 ( 1 ) 
LBO). 

Extensive Dacnbegronung: 
ln den Im Lageplan besonders ausgewiesenen und dargestellten Flachen 
sind Flach<!acher und nach geneigte Dachflachen mit e1ner maximalen 
Ne1guno von 1 0' auf einem kulturfahioem Subtrat mit einer Schichtdicke 
von mindestens 0,10 m zu begronen und so zu erhanen. 
Oberlichter. lichtdurchlassige Dachftaehen, Terrassen sowie notwendige 
Wege und Iechnische Aufbauten sind ausnahmsweise ohne BegrOnung 
zugelassen 

Fassadenbegrünung: 
Die Fassaden an den im Lageplan besonders bezeichneten Abschnitten 
sind mit Ausnahme Ihrer Offnungen ab dem Erdanschluß mit Rank ·und 
Kletterplanzen zu begrOnen und so zu erhalten 

GrOnstreifen 
Die Flache 1st zu begronen un.d so zu erhalten 

Grünn&che 
Die Flache 1st zu begrOnen sow1e mit Sirauchern zu bepftanzen 
und so zu erhalten 

11.2 Pflanzbindung ( § 9 Abs. 1 Nr 25 b BauGB ) 
pnanzblndung !Or Einzelbaume 

Die Pflanzbindung fur Einzelbaume 
d1ent der Erhaltung der festgesetzten 
E~nzelbaume 

12 Flächen fUr Ayfschüttungon. Abgrabyngan y od Stützmauern zur Htrstellung 
das Straßenkö rners ( § 9 Abs. 1 Nr 26 BauGB ) 

Böschungen und StOtzmauern. d1e zum Ausgleich der HOhenunterschiede zwischen den Bau· 
grundstOcken und den offentliehen Verkehrsflachen erforderlich s1nd ( StraßenbOschungen). 
kOnnen auf den Baugrundslucken angelegt werden und sind dort zu dulden. Ist in der 
Planzeichnung niChts anderes festgesetzt. so gtlt ein. die Offentliohen Ver1<ehrsft3Chen beglei­
tender 1,5 m bre•ter GrundstOcksstreifen als Flache filr die AufschOtlungen und Abgrabun· 
gen zum Ausgleich topographischer Unebenheiten. 

SIOtzfundamente, die zum Setzen von Rabattensteinen und Randsteinen zur Abgrenzung 
zwischen Offentliehen Verkehrsflachen und privaten Grundstocksflachen erforderlich werden, 
sind auf den privaten Grundstocksflachen bis zu einer Breite von 0,50 m 
zu dulden 

11. Örtliche Bauvorschriften ( § 74 LBO) 

1 Gaslaltyogsyorscbrjften 

1 1 Außtrt Gutaltuno baulieber Anlagen ( § 74 Abs 1 Nr 1 LBO) 

1 1 1 oacbgntabyng 

a. Oaehfoan. Dochneia \10.9 ( DF, ON ) 
( Entsprechend Eintrag 1m Lageplan ) 

Hauotgcbaude· 

FO = Fr.<:hdaeh sowte ßach geneigte Dachfttlchen m~ einer maximalen Dachneigung 
bis 10 •. 
Als Ausnahmen können Sonderdachfo(men zugelassen werden 
D<e Flacl\dacher und flach geneigten Dileh!lacllen sind entsprechend pfg 2 zu 
begrOnen ( stehe Nr 1 11 b desTexttal!es). 

Str.Hö 



SO = Es Sind nurSatteldacherund vers~~te Satt~ldacher mot d~r in der Nutzungs· 
SChablone eingetragenen Dachneigung zulassig 
Auf Erkern. Vo• bauten uno untergeordneten GebaUdete<ten sind andere 
Dachformen zugelassen 

b DachdKkung 

Be• Satteldichern ( SD ) ISt nur Ziegeldeckung oder Betondachstein 1n ~alurrotem oder 
rotbraunem Farbton zugelassen 
D•e Installation von Systemen zur Gewinnung von Sonnenenerg•e 1st zutass•g 

c. Dachaufbauten und Qacbejnscboltte 
( in Baugebietsteilen m11 festgesetzten Satteldachern ) 

Dachaufbauten ( Dachgauben 1 und Dacheinschnitte ( Dacl\balkötie } dürfen nur in der unte· 
renEbene des Daches. bzw. nur in einer ReiM der Dachnache und nicht ooereinander an· 
geordnet bzw. erstellt werden. 

Dachgauben sind mit folgenden Elf\schrankungen zugelassen: 
die Summe der Breiten aller Dachgauben und Dacheinschnitte e~ner Dachflache darf 
höchstens 40 % der dazugehörenden Dachtange betragen. 
ihre Breite darf höchstens 4,0 m betragen 
der Abstand der Dachgaube von der Giebelse~e ( Ortgang ) muß mindestens 
1.0 m betragen. 
die Oberkante der Dachgaube muß vertikal gemessen mindestens 1,5 munterhalb 
des Hauptfirstes liegen 

Dacheln•chnitt• sind m~ fotgenden EinschrOnkungen zugelassen: 
· der Abstand der Dachelnschnitte von der Giebelseite muß mindestens 1.0 m betragen. 

t 1.2 EundlnaHtattyng 

Yerk~jdung· 

0 "' Verkleidung der AußenRachen der Gebaude mit polierten und spiegelnden 
Materlallen sowie die Verwendung glasierter Keramik und engob1erter Spaltl<.l~t~ker 
ist nicht zugelassen 
Oie Fassadengestaltung mit Glaselementen Ist zugelassen 

1.2 Werbeanlagen ( § 74 Abs. 1 Nr 2 LBO ) 

Werbeanlagen sind nur an der Staue der Leistung Oder des Vennebes zugelassen. 
S1e dOrfen nur unterhalb der festgesetzten Daclloberkanten OK bzw der festgesetzten 
TrauthOhen angebracht Oder erstellt werden 
Werbeanlagen m~ wechselndem oder bewegtem l icht Sind nicht zui3SSIQ. 
Einzeln aufgestallte Werbeanlagen sind b1s zur HOhe der angrenzend festgelegten Höhen TH 
bzw. OK zugelassen. 

1.3 Au!'.enantennen ( § 74 Abs. 1 Nr. 4 LBO ) 

Pro Gebaude ist nur eine Rundfunk· und nur eine Fernsehaußeoantenne zulass•g. 

1.4 Freilt jtungen ( § 7 4 Abs. 1 Nr 5 LBO ) 

Niederspannungsfreileitungen s1nd nocllt zugelassen 

2 Ökologische Vo rschrtntn ( § 74 Abs. 3 LBO) 

!Witnauahub. Höhenlagt der BaugrundstOcke 

Zur Vermeldung von OberschOssigem Bodenaushub darf die Getandeoberflache der 
Baugrundstucke fur die Verwendung des Aushubmatenats bis zu einer Hohe von 1.0 m 
gegenOber dem natOrliCI1en Gelande aufgeiOIIt werden 
Das aufgeschOttete kOnftige Gelände Ist an die Hohenlage der NachbargrundstOcke und die 
Verkehrsnachen mit Rachen ßoschungen anzugleichen 

3 Q [d DJIDIIIWidrj gkei l !I.O ( § 75 LBO ) 

Verstoße gegen die Ortlichen Bauvorschriften ( § 7 4 LBO ) werden als Ordnungswidrigkeit 
nactl § 75 LBO behandelt 

111. Kennzeichnungen ( § 9 Abs. 5 BauGB ) 

Llrmimmjulonan: 

Im Geltungsbereoch des Bebauungsplanes s1nd Bere•clle dargestellt und gekennzeiCI1net, 
bei deren Bebauung besondere Vorkehrungen zum Schu~ vor schadliehen UmweKeinWir· 
kungen zu treffen sind ( U lrmschutz l 

< 



IV. Hinweise 
Was~:rwjrtss;haft und Grundwasserschutz 
Be• B.lumaßnahmen. die tiefer reichen als die bisherigen GrOndungen. ist eine hydrogeolo· 
gisehe Er1<undung durchzuführen Sofern von neuen Baumaßnahmen Grundwasser erschloS• 
sen wird, Istzusatzlieh zum Baugenehmigungsverfahren ein Wasserrechtsverfahren durchzu. 
lOhren 
Auf ehe Best1mmungen des Wasserhaushaltsgesetzes fOr Baden • Wilrttemberg wird verwiesen 
We•terh1n wird im Baugebietsteil GE auf das hydrogeolOgische Gutachten des tngenieurbOros 
fOr Erd. und Grundbau. Prof Or • tng E. Vees vom Juni 1992 verwiesen 

2 Bodenschutz 
Aur die Pnicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzgesetzes ( BodSchG ). 
lnSllesondere auf§ 4, Wird vei'Wlesen 
FOr d1e unterschiedlichf!n Nutzungen sind die festgelegten PrOfwerte der VvfV ' Organische 
Schadsto"e • und die· Orientierungswerte fOr die Beart>eltung von Altlasten und Schadensfal­
len • eonzuhalten 

3 OenkmaJICbu!z 
Beim Voltzug der Planung konnen bisher unbekannte Bodenfunde entded<t werden. Diese sind 
unverzüglich dem LandesdMkmalamt oder der Gemeinde anzuzeigen Der Fund und die Fund· 
stelle sind bis zum Ablauf des 4. Werktages nach der Anzeige in unverandertem Zustand zu 
haHen. sofern nicht die Oenkmatschutzbehorde oder das Landesdenkmalamt mit einer Verkur· 
zung der Frist einverstanden •st ( § 20 Oenkmalschul2gesetz ) 

4 Pflichten des Eioentümers · ( § 126 Abs. 1 BauGB ) 
Der Elgentomer hat das Anbringen von Haltevorrichtungen und LeilunQf!n fOr Bf!leuc:htungs· 
körper der Sttaßenbeleuchtung einschheßhch der Beleuchtungskorper sow1e Kennz:eichen und 
Hinweisschilder IOr Erschließungsanlagen auf se•nem Gn.mdsiOCk zu dulden 

5 Al!1asten 
Im GeltungsbereiCh des Bebauungsplanes ist die Altablagerung .. Esso ·Tankstelle Staudt mit 
Kfz • Werksl8ll. Neue Ramtelstraße · auf Fist. 715 /1 bekannt. Eine Baufreigabe in diesem Be· 
reich darf erst nach ROcksprache m11 dem Umweltschutzamt erfolgen. 
Sollten bei Erdarbeiten ln anderen Bere•chen belastete Boden angeltoffen werden. so ist unver­
zQgiich das Landratsamt Bobtingen • Abfallwirtschalt • zu benachrichtigen und die Arbeiten Im 
betroffenen Beroei~h einlusteilen 

6 6b!ailwirtschaft 
Anfallender reiner Erdaushub ist moglichst an Ort und Stelle wieder zu verwerten. 
For Erdaushub und Baureste aus gewerblich genutzten Bereichen ist bei Anlleferung zu einer 
Deponie des La ndkre1ses BObtingen eine Freigabe des Materials zu beantragen 




